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Aus dem Regierungsrat des Kantons Obwalden 
 

 

Neues Datenschutzgesetz: Vernehmlassungsverfahren 

Der Regierungsrat verabschiedet den Entwurf eines kantonalen Ge-

setzes über den Datenschutz, welches den Schutz der verfassungs-

mässigen Rechte von Personen, über die Daten bearbeitet werden, 

bezweckt, und unterstellt ihn einem Vernehmlassungsverfahren.  

Dieses neue Gesetz soll für das Bearbeiten von Daten natürlicher und 

juristischer Personen durch öffentliche Organe gelten. Mit dem Bei-

tritt zu verschiedenen internationalen Vereinbarungen verpflichte-

te  der Bund sich und die Kantone, den in der EU geltenden da-

tenschutzrechtlichen Standard einzuführen. Die Einführung wird 

durch die EU geprüft. Namentlich die Assoziierungsabkommen zu 

Schengen/Dublin werden erst in Kraft gesetzt, wenn die Vertreter 

der EU sich aufgrund einer Evaluation vor Ort davon überzeugt 

haben, dass die schweizerische Gesetzgebung – auf eidgenössi-

scher wie auch kantonaler Stufe – dem -EU-Standard entspricht. 

Die neuen internationalen und nationalen Rechtsgrundlagen im 

Datenschutzbereich fordern nun auch vom Kanton Obwalden, 

sich an den entsprechenden Standard anzupassen. 

Bislang gibt es im Kanton eine beschränkte Datenschutzregelung im 

Rahmen des Staatsverwaltungsgesetzes. Mit den neuen bundes-

rechtlichen und internationalen Anforderungen ist die daten-

schutzrechtliche Materie im Rahmen eines kantonalen Daten-

schutzgesetzes umfassender zu regeln. Der beabsichtigten Re-

gelung, in welcher das bisherige Datenschutzrecht eingearbeitet 

wird, unterstehen insbesondere folgende Bereiche: 

• Grundsätze der Datenbearbeitung, wie Rechtmässigkeit Verhält-

nismässigkeit, Vertraulichkeit, Sicherheit und Richtigkeit der Be-

arbeitung 

• Zulässigkeit der Datenerhebung und -bekanntgabe 
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• besondere Kategorien der Bearbeitung 

• Information der von der Datenbearbeitung betroffenen Personen 

sowie Meldepflicht der Verarbeitungen 

• Register der Datensammlungen 

• Rechte der betroffenen Personen und Ausnahmen 

• Rechtsmittel, Verfahren, Sanktionen 

• Behörden (Stellung, Aufgaben, Befugnisse) 


